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DIE WOCHE IM RATHAUS

Sie machen sich
das Leben schwer

„Politik ist wie
Theater. Und Auf-
gabe der Opposition
ist es, die Regie-
rung abzuschmin-
ken, während die
Vorstellung noch
läuft.“

Jacques Chirac,
franz. Staatspräsident

Die Konfrontation
im Hamburger Rat-
haus hat diese Wo-
che einen neuen
Härtegrad erreicht.
Nicht weniger als
achtmal verhinder-
te die SPD-Fraktion
am Mittwoch in der
Bürgerschaft die

Verabschiedung
von Gesetzen. Die
Sozialdemokraten

erhoben mit der
GAL reihenweise
Einspruch gegen die sofortige
zweite Lesung der von Senat
und Koalitionsfraktionen ge-
wünschten Gesetze − ein in der
Hamburger Parlamentsge-
schichte einmaliger Vorgang.

Zwar griff die Opposition
auch in der Vergangenheit hin
und wieder mal zu dieser par-
lamentarischen Waffe; aber
nur in Einzelfällen und um die
Ablehnung besonders zu de-
monstrieren. Diesmal machte
die Opposition von ihrem Ein-
spruchsrecht (das die endgül-
tige Verabschiedung der Ge-
setze auf die nächste Bürger-
schaftssitzung verschiebt)
auch in Fällen Gebrauch, in
denen sie der Sache selbst zu-
stimmt.

Interfraktionelle Absprachen
normalerweise kein Problem

Der harte Konfrontationskurs
hat eine Vorgeschichte. Am
25. September war es wäh-
rend einer erregten Bürger-
schaftsdebatte über die Zu-
wanderung zum Eklat gekom-
men: Die GAL wollte der Rede-
zeit-klammen SPD einige Mi-
nuten aus ihrem Kontingent
abgeben, die Koalitionsmehr-
heit blockte das jedoch ab.
Normalerweise ist eine solche
interfraktionelle Aushilfe kein
Problem.

„Die beschneiden unsere
Möglichkeiten, wo sie kön-
nen“, schimpft man bei der
SPD über CDU, Schill-Partei
und FDP. „Jetzt machen wir
ihnen auch das Leben
schwer.“ SPD-Fraktionschef
Walter Zuckerer drückt das
anders aus. Er bezeichnet die
Gesetzeseinsprüche als ein
„Signal an die Koalitionspar-
teien, wieder zu parlamenta-
rischem Konsens und zur Ko-
operation zurückzukehren“.

Die Verhinderung
der Redezeit-Über-
tragung sei ein „Akt
der Willkür“ gewe-
sen.

In der Koalition
sieht man das an-
ders. „Die SPD
macht ein Opposi-
tionsrecht stumpf“,
bedauert Rolf Kru-
se, Verfassungsex-
perte der CDU. Der
Schill-Abgeordnete
Wolfgang Barth-
Völkel spricht von
„Obstruktion pur“.
In dem von ihm ge-
leiteten Gesund-

heitsausschuss
setzte die SPD am
Donnerstag eine
zusätzliche Sonder-
sitzung durch. Das
verlängert die Be-

ratungen über das LBK-Ge-
setz und die umstrittene Teil-
privatisierung der staatlichen
Krankenhäuser, mit denen
der Senat mehr als 300 Millio-
nen Euro erlösen will.

Darf man beim Wasser im
Rathaus sparen?

Eine ganz andere Idee, die
Stadtkasse aufzubessern, hat-
te der Abgeordnete Barth-Völ-
kel. Mit einer Anfrage an den
Senat regte er an, bei den bei-
den kleinen Wandbrunnen auf
der Rathausdiele, in die von 8
bis 19 Uhr Trinkwasser plät-
schert, zu sparen. Die Wasser-
speier kosten nach Senatsbe-
rechnung jährlich 3388 Euro.
Von einer Lichtschranke (wie
von Barth-Völkel vorgeschla-
gen), die das Wasser nur noch
bei Bedarf sprudeln lässt, oder
dem Versiegen der Brunnen
hält die Rathaus-Regierung
nichts.

Begründung: „Die Rathaus-
diele wird als zentraler Ort der
Stadt sowohl von Hamburger
Bürgern als auch von Touris-
ten gern zum Verweilen und
zur kurzen Entspannung ge-
nutzt. Das belebende Element
des fließenden Wassers unter-
stützt dieses und geht damit
über die reine Trinkwasser-
spende hinaus.“

Die Wandbrunnen waren ei-
ne Idee des Rathaus-Baumeis-
ters Wilhelm Emil Meerwein.
Er setzte sie vor mehr als 100
Jahren gegen den protestanti-
schen Einwand, sie sähen wie
Weihwasserbecken aus,
durch. Tatsächlich wurden in
jüngerer Zeit schon Rathaus-
Besucher beobachtet, die die
Finger eintauchten und sich
bekreuzigten.

Aber mit der aktuellen Poli-
tik im Hohen Haus soll das
nicht zusammenhängen.

Veit Ruppersberg

„Die SPD
macht ein Op-
positionsrecht
stumpf“, be-
dauert CDU-
Verfassungsex-
perte Kruse.

Berufsschul-Reform: Jetzt kommen die Kritiker
Der Startschuss zur umfassenden
Reform der Berufsschulen hat die
Kritiker auf den Plan gerufen.
„Das Modell, die Schulen in eine
Stiftung zu überführen, ist schon
jetzt gescheitert. Bildungssena-
tor Rudolf Lange handelt nach
dem Prinzip: Augen zu und
durch“, sagte die SPD-Bildungs-
expertin Britta Ernst. Die Stiftung
schaffe eine aufgeblähte Büro-
kratie, aber keine zusätzlichen
Ausbildungsplätze.

„Lange klammert sich nur des-
halb an die Reform, weil er einen
weiteren Gesichtsverlust vermei-
den will“, kritisierte die Oppositi-
onspolitikerin. Wie berichtet,
hatte sich Bürgermeister Ole von
Beust (CDU) nach einem Ge-
spräch mit Lange (FDP) und Ver-
tretern der Wirtschaft auf die Re-
form festgelegt, die zum kom-
menden Schuljahr in Kraft treten
soll. Die Wirtschaft − Kammern,
Verbände und Betriebe − erhalten

deutlich mehr Einfluss auf die
schulische Berufsausbildung.

Die GAL-Fraktionschefin
Christa Goetsch vermisst bei dem
Konzept eine „feste und konkrete
Zusage“ für mehr Ausbildungs-
plätze. „Wir sehen die Reform
kritisch. Der versprochene Ge-
winn in Form von mehr Ausbil-
dung bleibt völlig unverbindlich“,
bemängelte Goetsch. Die kriti-
schen Argumente der Berufs-
praktiker und der Lehrer gegen

die Reform seien ungehört ver-
hallt. „Der Senator will mit der
Brechstange durch die Tür“, lau-
tet Goetschs Fazit.

Der Deutsche Lehrerverband
(DL) bezweifelt, dass die Wirt-
schaft in ganzer Breite hinter der
Reform steht. „Das ist eine Zu-
rechtbiegung der Wahrheit. Viele
Betriebe lehnen die Pläne glatt
ab. Viele wurden gar nicht infor-
miert“, sagte DL-Vorsitzender
Arno Becker. Protokolle von so

genannten Workshops, in denen
Betriebe und Pädagogen über die
Reform diskutierten, seien „of-
fensichtlich falsch“ gewesen.

Auch der DGB hält die Ent-
scheidung des Bürgermeisters
und Langes für falsch. „Die Re-
form führt zur Konzentration auf
das betriebliche Interesse. Die
Stärkung der Allgemeinbildung
gerät ins Hintertreffen“, sagte Er-
hard Pumm, Vorsitzender des
DGB Hamburg. (pum)

Hamburgs oberster
Streitschlichter wird 50

JUSTIZ Von Beust
würdigte das Ver-
fassungsgericht als
„Schiedsstelle zwi-
schen Senat und
Bürgerschaft.“

Ralf Nehmzow

„Das Streitpotenzial scheint
schier unerschöpflich“, resü-
mierte Wilhelm Rapp (61), Präsi-
dent des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts, und erinnerte an
einige wichtige Rechtsfälle in
Hamburg, an Rechtsfragen etwa
zu Untersuchungsausschüssen
oder zum Online-Roulette. Rapp
zog ein launiges Fazit am runden
Geburtstag: Hamburgs höchste
Justizinstanz feierte am Freitag
50-jähriges Bestehen. 140 Gäste
aus Politik und Justiz kamen zum
Festakt, u.a. Bundesverfassungs-
gerichtspräsident Hans-Jürgen
Papier (60) sowie weitere Präsi-
denten hoher deutscher Gerichte.

Bürgermeister Ole von Beust
(48, CDU) lobte das
Hamburgische Verfas-
sungsgericht als
„Schiedsstelle“ zwi-
schen Senat und Bür-
gerschaft. Allein die
Möglichkeit, das Ver-
fassungsgericht anzu-
rufen, „die freundliche
Drohkulisse“, führe
zur politischen Zu-
rückhaltung und Diszi-
plin. Die bisweilen we-
gen ihrer Entschei-
dungen kritisierte Ge-
richtsbarkeit sei nicht dem „nicht
demokratisch legitimierten Zeit-
geist“ unterworfen. „Richter sind
keine Heiligen. Jedes menschli-
che Urteil muss sich der Diskussi-
on stellen.“ Aber es dürfe nicht
die Autorität der Institution ange-
zweifelt werden. „Was wäre eine
Verfassung ohne Gerichte.“ Bür-
gerschaftspräsidentin Dorothee
Stapelfeldt (47, SPD) betonte, das
Hamburgische Verfassungsge-
richt habe die Rechte des Landes-
parlaments gestärkt.

Bundesverfassungsgerichts-
präsident Papier unterstrich die
Rolle der Landesverfassungsge-

Ehrengäste beim Jubiläumsfest:
Bundesverfassungsgerichtsprä-
sident Hans-Jürgen Papier (l.),
Bürgermeister Ole von Beust.

richte. Auch das Hamburger Ver-
fassungsgericht habe wichtige
Urteile gefällt. Dadurch sei stär-
ker ins Bewusstsein der Bürger
gelangt, dass hoher Rechtsschutz
nicht nur in Karlsruhe gewährt
werde. Papier kritisierte die Ver-
mischung der Verantwortlichkei-
ten zwischen Bund und Ländern.
„Wir brauchen eine klare Ab-
grenzung der Kompetenzen.“

Seit 1953 hat das Hamburgi-
sche Verfassungsgericht (neun
Richter) 115 Verfahren bearbei-
tet. 43 davon wurden durch ein
Urteil, 42 durch Beschluss und

vier durch Vergleich
beendet. 18 Verfahren
konnten nach Rück-
nahme beziehungs-
weise Erledigungser-
klärung eingestellt
werden, acht endeten
auf sonstige Weise.
Das Hamburgische

Verfassungsgericht
entscheidet auf Antrag
des Senats oder eines
Fünftels der Abgeord-
neten der Bürger-
schaft über Streitig-

keiten, die sich aus der Ausle-
gung der Verfassung ergeben.
Zudem ist es gefordert bei Strei-
tigkeiten über den Umfang der
Rechte und Pflichten von Verfas-
sungsorganen, bei Zweifeln über
die Auslegung des Landesrechts
sowie bei Volksbegehren und
Volksentscheiden. Die wohl spek-
takulärste Entscheidung war
1993, als die Bürgerschaftswahl
von 1991 wegen der Kandidaten-
aufstellung der CDU für ungültig
erklärt wurde. „Juristische Le-
ckerbissen“ seien bei den Fällen
dabei gewesen, freute sich Rapp,
„es war eine bunte Mischung.“

Der spektaku-
lärste Fall:
1993 wurde
eine Bürger-
schaftswahl
für ungültig
erklärt.

Festredner Wilhelm Rapp, Präsident des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts. Rund 140 Gäste kamen zum Festakt. FOTOS: JÜSCHKE
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BEHÖRDEN

Weg mit dem
Dosenpfand
Hamburger Politiker wollen
Bewegung in die Debatte um
das Dosenpfand bringen. Ge-
meinsam haben Wirtschafts-
und Umweltbehörde jetzt ein
Konzept zur „Diskussions-
grundlage“ entwickelt. „Die
Pfandregelungen für Geträn-
keverpackungen (...) werden
aufgehoben“, heißt es bei-
spielsweise und: „Die Einnah-
men erhalten die Kommunen
für Umweltmaßnahmen.“ Wirt-
schaftssenator Gunnar Uldall
(62, CDU) ist sicher: „Ver-
braucher und Gewerbebetrie-
be werden einen solchen An-
satz als Befreiung empfin-
den“. Außerdem werde so ein
weiterer Abbau von Arbeits-
plätzen in der Getränkein-
dustrie vermieden. (schmoo)

NIENDORF

Polizei jagte
Bankräuber
Mit Hubschrauber und zahl-
reichen Streifenwagen hat
die Polizei am Freitag in
Niendorf einen Bankräuber
gesucht. Ein 22-Jähriger hat-
te um 9.30 Uhr die Haspa-Fi-
liale an der Paul-Sorge-Stra-
ße überfallen, bedrohte die
Kassiererin (35) mit einer
Pistole und entkam mit 5500
Euro zu Fuß. Kurz darauf
entdeckte ein Beamter den
Mann im Nordalbingerweg
und gab auf den Flüchtigen
einen Warnschuss ab.
Schließlich wurde der Mann
überwältigt. Er kam vor den
Amtsrichter. (sam)

ST. GEORG

Zehn Jahre
Seniorenbüro
Das Seniorenbüro Hamburg
am Steindamm hat am Frei-
tag mit Sozialsenatorin Birgit
Schnieber-Jastram (57) zehn-
jähriges Bestehen gefeiert.
Die Anlaufstelle für Men-
schen, die sich ehrenamtlich
engagieren wollen, war 1993
im Zuge eines Bundespro-
gramms gegründet worden.
Derzeit sorgen 120 ehren-
amtliche Mitarbeiter dafür,
dass wöchentlich mehr als
1000 ältere Hamburger ge-
eignete Angebote in den
Stadtteilen vorfinden. (nik)

NIENDORF

Flughafen: Dialog
mit Nachbarn
Der Hamburg Airport will mit
einem Infomobil den Dialog
mit den Nachbarn fördern.
Das Informationsfahrzeug
steht am heutigen Sonn-
abend in Niendorf. Auf dem
Wochenmarkt am Tibarg soll
über Lärmschutzprogramme
in der Nachbarschaft infor-
miert werden. In der Zeit von
8 bis 14 Uhr werden Exper-
ten vom Flughafen bereitste-
hen. (diz)

LANGENHORN

Jugendheim
abgebrannt
Ein Jugendheim am Käken-
flur (Langenhorn) ist in der
Nacht zu Freitag abgebrannt.
Gegen 22 Uhr brach im ers-
ten Stock des Hauses Feuer
aus. Als die Flammen auf
das Dach eines Mehrfamilien-
hauses überzugreifen droh-
ten, ließ die Feuerwehr das
Haus räumen. Später konn-
ten die Menschen wieder in
ihre Wohnungen zurückkeh-
ren. Ein Helfer der Freiwilli-
gen Feuerwehr wurde leicht
verletzt. „Die Brandursache
wird ermittelt“, sagte ein
Feuerwehrsprecher. (sam)

L e s e r b r i e f e

An das Hamburger Abendblatt,
Brieffach 2110, 20350 Hamburg

E-Mail: briefe@abendblatt.de

Unverständlich
„Werftkrise: Jetzt auch Sorgen bei
Blohm + Voss“ und „Sietas: Jeder
Sechste muss gehen “, Hamburger
Abendblatt, 28. und 30. Oktober
Es ist für mich als Angestellter bei
Blohm + Voss unverständlich,
wieso der Staat einerseits den
Schiffbau in Asien steuerlich sub-
ventioniert, aber andererseits
der Hamburger Senat Schiffbau-
hilfen einstellt, und dieses, ob-
wohl bei Sietas und bei
Blohm + Voss Arbeitsplätze zur
Disposition stehen. Hier wird eine
steuerliche Subventionspolitik
betrieben, die eindeutig zu Las-
ten der deutschen und Hambur-
ger Werften führt.

York Schnatmeier, Pinneberg

Berlins Desinteresse?
Der Kardinalfehler der Sietas
Werft liegt offensichtlich in der
Tatsache begründet, dass dieses
Unternehmen weder von Berlin
umworben wird noch hier einem
Millionärskonsortium Schutz zu-
gebilligt wird. Daher hält sich die
politische Hilfestellung der Wirt-
schafts- und Finanzbehörde auch
sehr in Grenzen − im Gegensatz
zu Beiersdorf. M. Woinitzky,

22111 Hamburg

Leere Hülle
„Die Hamburger stürmten das Pla-
netarium“, Hamburger Abend-
blatt, 27. Oktober

sem Versuch bezwecken will:
Dass Seehunde zehnmal besser
hören als Menschen und dass
Lärmbelästigung deshalb zehn-
mal unangenehmer für sie sein
wird als für Menschen? Wenn
man auch noch beweisen möchte,
dass sie davon krank werden und
dass dieses anhand dieses armen
Seehundes bewiesen werden soll,
ist der Test für mich nichts ande-
res als Tierquälerei.

Heidi Koehne, 20253 Hamburg

Gegen die Bio-Uhr
„Länger schlafen!“, Hamburger
Abendblatt, 25./26. Oktober
Sie stellen fest − und belegen das
auch −, dass 70 Prozent unserer
Mitmenschen unter der jährlich
zweimaligen Zeitumstellung lei-
den. Offenbar gehören Sie wie
auch ich zu dieser erstaunlichen
Mehrheit. Müssen wir denn tat-
sächlich eine Partei gründen, um
den Unsinn mehrheitlich abzu-
schaffen?

Wie hierzulande wird es doch
wohl bei unseren europäischen
Nachbarn ähnlich aussehen.
Wenn es denn bei der Lichtener-
gie tatsächlich nur 0,01 Prozent
Ersparnis gibt, sollte diese erdrü-
ckende Mehrheit der (übel) Be-
troffenen doch eine parteiüber-
greifende Lobby finden, um dem
seit langem bestehenden Verstoß
gegen die Bio-Uhr Einhalt zu ge-
bieten!

Erik Roeder, Buchholz

Der so genannte Umbau des Pla-
netariums gleicht eher einer Zer-
störung desselben. Hamburg
mag jetzt den schönsten Sternen-
himmel der Welt haben, vielleicht
auch die bequemsten Liegesitze −
aber darüber hinaus ist das
„neue“ Planetarium nichts als ei-
ne ausgeweidete, leere Hülle.

Nur eines wurde bei der Umge-
staltung vergessen, nämlich das
Deckengemälde im Vorraum
weiß überzutünchen, um die Zer-
störung komplett zu machen!
Hamburg ist wieder einmal ein
bisschen ärmer geworden.

Martin Hühnken, Ahrensburg

Tierquälerei
„Lümmel macht den Hörtest“, HA,
29. Oktober
Auch wenn Sie den Hörtest hu-
morig aufmachen, sieht man die-
sem jungen Seehund sehr wohl
an, dass er den „Hörtest“ keines-
wegs als angenehm empfindet.
Ich frage mich, was man mit die-
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